Preußiſche Geſetzzammlung 


Nr. 17. 


Jahrgang 1914 


(Nr. 11355.) Eiſenbahnanleihegeſetz. Vom 10. Juni 1914. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: 
$1. 


Die Staatsregierung wird — zugleich unter Genehmigung der beigedruckten 


Verträge, und zwar: 


a) des Vertrags vom 14. Januar 1914, betreffend den Übergang des 


Cronberger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, und 
b) des Staatsvertrags vom 30. Dezember 1913, betreffend den Übergang Mer, 


der Wilhelmhaven-Oldenburger Eiſenbahn in das Eigentum des 


Oldenburgiſchen Staates — 


ermächtigt, behufs Erweiterung, Vervollſtändigung und beſſerer Ausrüſtung des 
Staatseiſenbahnnetzes ſowie behufs Beteiligung des Staates an dem Bau von 


Kleinbahnen die folgenden Beträge zu verwenden: 
I. zur Herſtellung von Eiſenbahnen, und zwar: 
a. zum Bau von Haupteiſenbahnen: 


1. von Arnsdorf (Kr. Liegnig) nach einem in der Nähe von Liegnitz ge- 
legenen Punkte der Strecke Liegnitz-Königszelt (früher Neuhof), weitere 
7 775 000 Mark, 


KAſte n OREFRITT 
2. von Michendorf nach Mahlsdorf (früher Biesdorf), 
weitere Koſte nn e 
3. von Altona nach Neumünſter, Grunderwerb... 
4. von Verden nach Rotenburg i. Hannover, Grund— 
/ ecke her 
5. von Celle nach Hannover, weitere Koſten ..... 
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Übertrag 


von Buer Süd nach Haltern, Grunderwerb... 
von (Eſſen Hbf) Katernberg Nord nach Buer Süd, 


JJà6. y PER 


von (Neuß) Holzheim nach Rommerskirchen (Berg⸗ 


r 


heim), weitere Koſten 


b. zum Bau von Nebeneiſenbahnen: 


von Wormditt nach Schlobitte˖r nn 
von Hohenſalza nach Luiſenfeldree E 
von Czersk nach Lienf elde 
von Tempelburg nach Bärwalde i. Pommern 

von Nikolausdorf nach Küpperrr 
von Stolberg ⸗Rottleberode nach Stolberg am Harz 
von Uslar nach Schönhagen 
von Derſchlag nach Eckenhagen 
von Wipperfürth nach Bergiſch Gladbach ...... 
von Adenau nach Rengen (Daun) 


e. zur Beſchaffung von Fahrzeugen infolge 
des Baues dieſer Eifenbahnen..... 


zufammen.... 


II. zum Erwerbe des Eigentums des Cronberger Eifen- 
bahnunternehmens nach Maßgabe des obenge⸗ 
nannten Vertrags vom 14. Januar 1914 — unter 
Ermächtigung der Staatsregierung zum Umtauſche von 
1200 000 Mark Aktien der Cronberger Eiſenbahn in 
Staatsſchuldverſchreibungen der dreiprozentigen kon⸗ 
ſolidierten Anleihe zum gleichen Nennwerte —: 


1. 
2. 


zur Tilgung der ſchwebenden Schuld der Cron⸗ 
berger Eifenbahn.......... 260 000 Mark 
ur Deckung der durch den Ab⸗ 
ſchluß des vorbezeichneten Ver⸗ 
trags entſtandenen Ausgaben 
an Steuern uſ w. 40 000 » 
zur Deckung der auf die Cron⸗ 
berger Eiſenbahn entfallenden 
Koſten des Umbaues des Bahn⸗ 
hofs Frankfurt⸗ Rödelheim... 350 000 > 
zuſammen 
Sie 


38 685 000 Mark 


2 420 000 
6 268 000 
9 770 000 


5 520 000 
2 893 000 
7850 000 
4 930 000 
1780 000 
1 330 000 
2 160 000 
3 046 000 
11 410 000 
12 617 000 


6 794 000 


650 000 
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117 473 000 Mark, 


5 


118 123 000 Mark 


ä 
Übertrag... 118 123 000 Mark 


III. zur Herſtellung von zweiten und weiteren Gleiſen 
auf den Strecken: 


1. Skandau-Inſterburrg 5 310 000 Mark 
2. Danzig⸗Langfuhr-Soppot 

(drittes und viertes Gleis)... 5 112 000 „ 
3. Morgenroth-Schoppinitz Süd 

(drittes und viertes Gleis) ... 5 612 000 >» 
4. Rokietnice-Dratzigmühle, 

G 275 000 „ 
5. Altefähr - Bergen auf Rügen. 2 400 000 >» 
6. Frohnau i. d. Mark- Birken⸗ 

werder (drittes und viertes Gleis) 6 000 000 » 
7. Tegel Velten, Grunderwerb... 2 000 000 » 
8. Luckenwalde-Jüterbog (drittes 


und viertes Gleis ᷣ ) 12 943 000 „ 
9. Kiel-Preetz, Grunderwerb ... 116 000 „ 
10. Ilſenburg-Bad Harzburg... 1 610 000 „ 
11. Eisfeld-Coburg Pb. 2180 00 „ 
12. Gerſtungen Vacha 3820000 „ 
13. Lage (Lippe)-Detmold, Grund⸗ 
S 200 000 „ 
14. Hamm i. Weſtf.— Wunftorf 
(drittes und viertes Gleis), 
weitere Koſte nn 37 490 000 „ 
15. Emden-Norddeicch th 3050000 „ 


16. Münſter i. Weſtf. Block Hörne 

(Osnabrück) (drittes und viertes 

Gleis), Grunderwerb... ..... 3840000 „ 
17. Scharnhoſt-Hamm i. Weſtf. 

(drittes und viertes Gleis), 


Grunderwerb 7 529 000 „ 
18. Kreuzthal-Weidenau (drittes 

und viertes Gleis ) 12 000 000 „ 
19. Weſterburg-Erbach i. Weſter⸗ 

wald, Grunderwerb... 238 000 „ 
20. Dortmund Hbf.-Eving 160 000 „ 


21. Block Prinz von Preußen Süd 
Langendreer (drittes und viertes 
r 1075000 „ 
Seite ... . 112 960 000 Mark 118 123 000 Mark 
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Übertrag .. 

Bommern - Volmarftein, ein⸗ 
ſchließlich Herſtellung einer Ver- 
bindungsbahn von Bommerholz 
nach Wengern und Grund— 
erwerb für die Strecke Volmar⸗ 
ſtein-Vor hall ̃éͤᷣ 
Bochum Süd Block Alten⸗ 
bochum (drittes und viertes 
ie ru 
Dorſten-Koesfeld, Grunderwerb 
Bottrop Süd-Block Proſper 
Lewin, einſchließlich Herſtellung 
einer Verbindungsbahn von 
Block Proſper Lewin nach 
C 
Wedau -Ratingen Weſt (drittes 
und viertes Gleis), ER 
Hilden-Opladen (drittes und 
viertes Gleis), Grunderwerb .. 
Cöln⸗Nippes-Neuß (drittes und 
viertes Gleis), Grunderwerb. 
Crefeld⸗Linn Neuß Holzheim 
unter Umgehung des Bahn⸗ 
a Neuß (drittes und viertes 
Gleis), weitere Koſten 
Buir Stolberg bei Aachen 
(drittes und viertes Gleis) ... 
Trier Hbf.-Ehrang (drittes und 
eee e 


7 300 000 „ 
780 000 „ 
364 000 >» 

2024000 >» 

1244000 „ 

1112000 » 

1000000 > 

9702000 „ 

25 724000 „ 


12 613 000 „ 


zufammen.... 174 823 000 „ 


IV. zu nachſtehenden Bauausführungen: 
1. Ausbau der Nebenbahn Schneidemühl-Neuftettin 


2. 


zur Hauptbahn SE 
Herſtellung einer Güterver- 
bindungsbahn zwiſchen Scheune 
und dem Rangierbahnhofe 
Stettin, Grunderwerb .. . ... 


. Herſtellung beſonderer Verbin⸗ 


dungsgleiſe zwiſchen Jungfern⸗ 
heide und Fürſtenbrunn ... 


2 100 000 Mark 


5 990 000 „ 


. . 112 960 000 Mark 118 123 000 Mark 


ö 


10 090 000 Mark 292 946 000 Mark 


Seite 
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Übertrag ... . 10 090 000 Mark 292 946 000 Mark 


4. zur Deckung der Mehrkoſten 
für bereits genehmigte Bauaus⸗ 
führungen, und zwar: 

a) der Eiſenbahn von Mühl⸗ 

hauſen in Thür. nach 
Treffurt. 619 000 „ 

b) der Eiſenbahn von Seifen 

in Weſterwald nach Linz 


am Rhein 380 000 „ 
o) der Eiſenbahn von Schlawe 

nach Stolpmünde ..... 396 000 „ 
d) der Eiſenbahn von Buhlen 

nach Korbach hn 110 000 „ 


e) der Eiſenbahn von Alten⸗ 

hundem nach Birkelbach. 1 000 000 >» 
5) der Eiſenbahn von Ober⸗ 

hauſen Weſt nach Hohen⸗ 

budberg, einſchließlich einer 

neuen Eiſenbahnbrücke über 

den Rhein bei Ruhrort... 8300000 » 
g) der Eiſenbahn von Suhl 


nach Schleuſingen ... 140 000 „ 
h) der Eiſenbahn von Irrel 

nach Igel 3 133 000 >» 
i) der Eiſenbahn von Mans⸗ 

feld nach Wippra 283 000 >» 


k) des dritten und vierten 

Gleiſes auf der Strecke 

Vohwinkel Barmen .. 2 900 000 r 
]) des zweiten Gleiſes auf 

der Strecke Andernach 

Mayen 112 000 „ 
m) des zweiten Gleiſes auf der 

Strecke Emden Abzwei⸗ 

ung nach dem Außen⸗ 

hafen bei Emden (Oſtfrie⸗ 

ſiſche Küſtenbahn) und Ver⸗ 

legung dieſer Bahn von 

der Weſt⸗ auf die Oftfeite 

der Stadt Emden 1500 000 „ 


Seite . ... 28 963 000 Mark 292 946 000 Mark 
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Übertrag .... 28 963 000 Mark 292 946 000 Mark 

n) des dritten und vierten 

Gleiſes auf der Strecke 

Eſſen Weſt-Eſſen Hbf. 1 060 000 „ 
o) des dritten und vierten 

Gleiſes auf der Strecke 

Trier-Karthauns 1 540 000 >» 
p) des zweiten Gleiſes auf der 

Strecke Ofteowo - Skal⸗ 

mierzoce ae Fre 377000 „ 
q) der beſonderen Gütergleiſe 

auf der Strecke Bielefeld 

WMrandede 775000 >» 
r) der Verbindungsbahn von 

Borbeck über Frintrop nach 

Do nase nr 850000 „ 


zuſammen .... 33 565 000 Markz; 


V. zur Beſchaffung von Fahrzeugen für die beſtehenden 
Sand ehn ns RR N 173 200 000 „ 


VI. zur weiteren Förderung des Baues von Kleinbahnen 6 500 000 » 


insgeſamt .... 506 211 000 Mark. 
Über die Verwendung des Fonds zu VI wird dem Landtag alljährlich 
Rechenſchaft abgelegt werden. 


Mit der Ausführung der unter Ib aufgeführten Eiſenbahnen iſt erſt dann 
vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 

A. () Der geſamte zum Bau der Eiſenbahnen unter 1 bis 9 und deren 
Nebenanlagen nach Maßgabe der von dem Minifter der öffentlichen Arbeiten oder 
im Enteignungsverfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden 
iſt der Staatsregierung in dem Umfang, in welchem er nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und laſtenfrei — 
der dauernd erforderliche zum Eigentume, der vorübergehend erforderliche zur Be⸗ 
nutzung für die Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen oder die Erſtattung der 
ſämtlichen ſtaatsſeitig für ſeine Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung 
oder Enteignung aufzuwendenden Koften, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen 
für Wirtſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachteile, in rechtsgültiger Form zu 
übernehmen und ſicherzuſtellen. 

(2) Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die un. 
entgeltliche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen 
erforderlichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer 
im öffentlichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigentums auf 
Grund geſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 
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() Zu den Grunderwerbskoſten für die unter 8 und 9 benannten Eiſen⸗ 
bahnen ſoll ſtaatsſeitig ein Zuſchuß gewährt werden, und zwar: 

a) bei Nr. 8 (Derſchlag-Eckenhagen) von 160 000 Mark, 

b) » „ 9 (Wipperfürth Bergiſch Gladbach) von 645 000 „ 

() Von der Forderung der unentgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens 
(Abſ. 1 und 2) iſt Abſtand zu nehmen, wenn von den Beteiligten in den mit 
ihnen wegen Ausführung der Linien abzuſchließenden Verträgen die Leiſtung einer 
unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Pauſchſumme in der nachſtehend für die einzelnen 
Bahnen angegebenen Höhe übernommen wird, und zwar: 


bei Nr. 1 (Wormditt-Schlobitten)b von ......... 500 000 Mark, 
„ » 2 Gohenſalza-Luiſenfelde) von ......... 720 000 » 
» 3 (Cersk-Lienfelde) vorn 804000 „ 
„ „4 (Tempelburg-Bärwalde i. Pommern) von 1 350 000 » 
„ „ 5 (ikolausdorf-Küpper) vonn 352 300 „ 
„ „ 6 (Sʒtolberg⸗Rottleberode Stolberg am Harz) 
I RER E  e 140 000 „ 
„ „ 7 (Uslar-Schönhagen) vonn 245.000 „ 
» » 8 (Derſchlag-Eckenhagen) von 126 000 „ 
» 9 (Wipperfürth-Bergiſch Gladbach) von. 450000 » 


» ä 

Die Pauſchſummen zu Nr. 8 (Derſchlag-Eckenhagen) und zu 
Nr. 9 (Wipperfürth-Bergiſch Gladbach) ſind um die unter Abſ. 3 ge⸗ 
nannten Staatszuſchüſſe bereits gekürzt. 

(5) Für den Fall, daß als Beteiligte im Sinne des Abſ. 4 ausſchließlich 
Gemeindeverbände in Betracht kommen, iſt die Bedingung der unentgeltlichen 
Hergabe des Grund und Bodens (Abſ. 1 und 2) bereits dann als erfüllt anzu⸗ 
ſehen, wenn jeder der Gemeindeverbände ſich verpflichtet, entweder den innerhalb 
ſeines Bezirkes erforderlichen Grund und Boden nach Maßgabe der Beſtimmungen 
in Abſ. 1 und 2 unentgeltlich bereitzuſtellen oder aber nach Maßgabe des Abſ. 4 
diejenige Summe zu zahlen, die der Miniſter der öffentlichen Arbeiten nach Abſchluß 
der ausführlichen Vorarbeiten als auf den einzelnen Gemeindeverband entfallenden 
Teilbetrag der Pauſchſumme feſtſetzen wird. 


B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit dies 
die Aufſichtsbehörde für zuläſſig hält, von den daran beteiligten Intereſſenten un⸗ 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens und 
Betriebs der Eiſenbahnen zu geſtatten. 


C. Für die unter Nr. 10 benannte Eiſenbahn von Adenau nach Rengen 
(Daun) iſt der im Eigentume der Gemeinden befindliche Grund und Boden, ſoweit 
er für den Bahnbau erforderlich iſt, unentgeltlich und laſtenfrei zur Verfügung 
zu ſtellen; außerdem muß von den beteiligten Kreiſen ein unverzinslicher, nicht 
rückzahlbarer Barzuſchuß zu den Grunderwerbskoſten übernommen werden, und zwar: 

a) vom Kreiſe Adenau vanᷣ 75 000 Mark, 

b) » » Daun von en en 30000 . 
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82. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Beſtände der Reſerve⸗, Er 
neuerungs⸗ uſw. Fonds der Cronberger Eiſenbahn, die fi nach dem Abſchluſſe 
des Jahres 1912 im ganzen auf 131 948,56 Mark bezifferten, 

a) zur Gewährung einer beſonders vereinbarten Abfindung von 40 000 Mark 

an den Betriebsleiter der Cronberger Eiſenbahn und 

b) in Anrechnung auf die der Staatsregierung bewilligten, noch offen- 

ſtehenden Eiſenbahnkredite 
zu verwenden, ſobald dieſe Fonds dem Staate zugefallen ſein werden. 
$ 3. 

Zu den Koſten der im $1 unter Ja Nr. 5 ſowie unter IV Nr. 41 vor: 
geſehenen Bauten ſind von Beteiligten folgende unverzinsliche, nicht rückzahlbare 
Barzuſchüſſe zu leiſten: 


a) bei Ia Nr. 5 (Bahnbau Celle-Hannover) von.. 459 000 Mark, 
b) » IV 41 GBGahnbau Mansfeld-Wippra) von 100000 » 
984 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der Mittel für die im 
$ 1 unter I bis V vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen uſw. im 
ee ER lee 499 711 000 Mark 
nachſtehende Beträge mitzuverwenden: 
1. die Baukoſtenzuſchüſſe der Beteiligten 
a) gemäß §1 0 mit zuaammen 105 000 Mark 
b) gemäß § 3 mit zufammen 559 000 » 
2. den von der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung für 
die Abtretung der Eiſenbahn⸗ 
ſtrecke Wilhelmshaven Olden⸗ 
burg gemäß Artikel 1 des 
Staatsvertrags vom 30. De⸗ 
zember 1913 zu zahlenden Kauf⸗ 
F 23 000 000 „ 
nebſt den gemäß Artikel 2 zu 
zahlenden Sinfen, n 
zuſammen etwa.... 23664000 » , 
Für den alsdann noch zu deckenden Reſtbetrag im $ 1 
dien ehr. ee A Se. Er 476 047 000 Mark 
ſowie zur Deckung der Mittel für die im § 1 unter VI vorgeſehenen Bauaus- 
führungen und Beſchaffungen uſw. im Betrage von 6 500 000 Mark find Staats 
ſchuldverſchreibungen auszugeben. N 
An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
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Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Zeikpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

Wird von den Beteiligten von der ihnen im $1 unter A Abſ. 4 und 5 
eingeräumten Befugnis, ſtatt der unentgeltlichen Bereitſtellung des Grund und 
Bodens die Zahlung einer Pauſchſumme zu wählen, Gebrauch gemacht, ſo erhöht 
fi) die von der Staatsregierung nach § 1 Nr. Ib für den Bau der betreffenden 
Eiſenbahn zu verwendende Summe ſowie die Geſamtſumme des $1 um die im 
§ 1 unter A Abſ. 4 bei den einzelnen Linien angegebenen Beträge oder um die 
nach Abſ. 5 von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtgeſetzten Teilbeträge 
dergeſtalt, daß die von den Beteiligten hiernach zu zahlenden Pauſchſummen oder 
Teilbeträge einer Pauſchſumme den vorſtehenden Deckungsmitteln hinzutreten. 


§ 5. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Dins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen ($ 4), be- 
ſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, Geſetzzamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Gefegfamml. S. 43) und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung, (Gefegfamml. S. 155) zur Anwendung. 


$ 6. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $ 1 unter I bis IV bezeich⸗ 
neten Eiſenbahnen und Eifenbahnteile durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechts— 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile und auf die unbeweglichen 
inſoweit nicht, als ſie nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahnen entbehrlich ſind. 


87. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Geſetzgammlung 1914. (Nr. 11355.) 22 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 10. Juni 1914. 


| (J. S) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
Lentze. v. Falkenhayn. v. Loebell. 


Anlage 1. 


Vertrag, 


betreffend den Übergang des Cronberger Eiſenbahnunternehmens 
auf den Preußiſchen Staat. 
Vom 14. Januar 1914. 


Zwiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch die 
Königliche Eiſenbahndirektion Frankfurt (Main), 
und 


der Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch ihren Vorſtand, den Ver— 
waltungsrat, iſt unter Vorbehalt der Zuſtimmung des Herrn Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten und unter Vorbehalt der verfaſſungsmäßigen Genehmigung 
nach Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der Eifenbahngejell- 
ſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


81. 
Die Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft überträgt an den Preußiſchen Staat 
ihr Vermögen als Ganzes gemäß § 304 des H. G. B. 
Die Liquidation der Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft ſoll unterbleiben. 


$ 2. 

Als Gegenleiſtung gewährt der Staat den Inhabern von Aktien der Cron⸗ 
berger Eiſenbahn, nach Erlöſchen der Geſellſchaft gegen Einlieferung der Aktien 
nebſt zugehörigen Erneuerungsſcheinen bei der Hauptkaſſe der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion in Frankfurt (Main), eine Abfindung, und zwar für jede Aktie eine 
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oder mehrere Staatsſchuldverſchreibungen der 3 prozentigen konſolidierten Staats- 
anleihe gleichen Nennwerts mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1914. 

Die nach Ablauf eines Jahres ſeit Erlöſchen der Geſellſchaft nicht ab⸗ 
gehobenen Staatsſchuldverſchreibungen nebſt Zins- und Erneuerungsſcheinen werden 
mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle hinterlegt, daß ſie nur 
gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die Aktien für kraftlos erklären⸗ 
des rechtskräftigen Ausſchlußurteils ausgehändigt werden dürfen. 


83. 
Die Cronberger Eiſenbahn hat, ſobald die im Eingange des Vertrags vor⸗ 
behaltenen Genehmigungen erteilt ſind, unverzüglich den Beſchluß der General⸗ 
verſammlung bei dem zuſtändigen Amtsgerichte zur Eintragung anzumelden. 


84. 

Verwaltung und Betrieb des Cronberger Eiſenbahnunternehmens gehen vom 
1. Januar 1914 ab für Rechnung des Staates, ſo daß alſo die Einkünfte der 
Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

In der Zeit vom 1. Januar 1914 bis zum Erlöſchen der Cronberger Eifen- 
bahngeſellſchaft wird die Geſellſchaft die Verwaltung in bisheriger Weiſe durch 
ihre Verwaltungsorgane für den Staat führen laſſen; fie wird ſich hierbei in 
allen wichtigen Angelegenheiten der vorherigen Zuſtimmung der Königlichen Eifen- 
bahndirektion in Frankfurt verſichern. Die Geſellſchaft leiſtet ausdrücklich dafür 
Gewähr, daß die Bahn in einem durchaus ordnungsmäßigen Zuſtand übergeht. 


8.5 
a „Der für das Betriebsjahr 1913 auf die Aktien zu zahlende Gewinnanteil 
wird in der bisherigen Weiſe feſtgeſtellt. Für die Zeit nach dem 1. Januar 1914 
wird ein Gewinnanteil nicht mehr gezahlt. 


§ 6. 

Der Staat ift verpflichtet, das geſamte Beamten⸗ und Dienſtperſonal der 
Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit nicht im Abſ. 2 etwas anderes beſtimmt 
iſt, mit dem Erlöſchen der Geſellſchaft in den Dienſt der Königlichen 
Verwaltung derart zu übernehmen, daß er die mit jenem Perſonal zur Zeit des 


Aberganges beſtehenden Verträge erfüllt. 
Mit dem Betriebsleiter iſt ein beſonderes Abkommen getroffen worden. 


67, 
Die Königliche Staatsregierung wird die verfaſſungsmäßige Genehmigun 
dieſes Vertrags ſobald als tunlich nachſuchen. hmigung 
Das Abkommen wird hinfällig, wenn dieſe Genehmigung nicht bis zum 
1. Oktober 1914 erlangt worden iſt. 
22 
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$ 8. 
Die Koſten dieſes Vertrags, einſchließlich der nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entrichtenden Landesſtempel ſowie der Reichſtempelabgabe und 
der etwa zu zahlenden Steuern, übernimmt der Preußiſche Staat. 


Frankfurt (Main), den 14. Januar 1914. 


Königliche Eiſenbahndirektion. 
Reuleaux. 


Cronberg, den 14. Januar 1914. 


Der Verwaltungsrat der Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Dr. Roediger. Emil Wetzlar. 


Genehmigt. 
Berlin, den 19. März 1914. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
(L. S.) v. Breitenbach. 


Anlage 2. 


Staatsvertrag 


zwiſchen Preußen und Oldenburg, betreffend den Übergang der 
Wilhelmshaven: Oldenburger Eiſenbahn in das Eigentum des 
Oldenburgiſchen Staates. 


Vom 30. Dezember 1913. 


Zum Zwecke einer Vereinbarung hinſichtlich des Überganges der Bahnſtrecke 
Wilhelmshaven-Oldenburg in das Eigentum des Oldenburgiſchen Staates haben 
zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 6 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Felix Herrmann f 


Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Paul Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Dr. Ernſt Schneider, 
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Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrat Max Hole, 
Allerhöchſtihren Geheimen Baurat Friedrich Krauſe, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrat Paul Grunow; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter, 
Wirklichen Geheimen Rat Dr. Georg v. Eucken⸗Addenhauſen, 
Allerhöchſtihren Eiſenbahndirektionspräſidenten Otto Graepel, 
Allerhöchſtihren Oberfinanzrat Johannes Stein, 
die unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Vertrag 
abgeſchloſſen haben: 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche Regierung verpflichtet fich, das Eigentum an der 
gemäß Artikel 21 des Staatsvertrags vom 16. Februar 1864 bisher bereits 
von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung verwalteten und betriebenen 
Eiſenbahn von Wilhelmshaven nach Oldenburg mit Zubehör, Dienſtgebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken ſowie ſämtlichen mit dem Beſitze dieſer Strecke ver- 
bundenen Rechten und Pflichten auf den Oldenburgiſchen Staat zu übertragen. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung zahlt ſpäteſtens am 1. April 
1915 als Kaufpreis den Barbetrag von 23 000 000 Mark, wörtlich: „Drei⸗ 
undzwanzig Millionen Mark“. 


Artikel 2. 


Der Eigentumsübergang erfolgt bei der Zahlung des Kaufpreiſes, jedoch 
mit Rückwirkung vom 1. Januar 1914. Für die Zeit vom 1. Januar 1914 
wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung von der Zahlung der im 
Artikel 24 des Staatsvertrags vom 16. Februar 1864 vereinbarten Pachtquote, 
die Königlich Preußiſche Regierung dagegen von jedweder Koſtenaufwendung für 
die Bahnſtrecke befreit. 

Statt deſſen entrichtet die Großherzogliche Regierung für die Zeit vom 
1. Januar 1914 bis zum Tage der Ratifikation des Vertrags an die König⸗ 
liche Regierung vierteljährlich nachträglich 4 vom Hundert von 23 000 000 Mark, 
alsdann bis zur Zahlung des Kaufpreiſes vierteljährlich nachträglich ½ vom Hun- 
dert unter dem Reichsbankdiskont, mindeſtens jedoch 4 vom Hundert. 


Artikel 3. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung 
des ihr zuſtehenden Hoheitsrechts über den in Preußen gelegenen Teil der Bahn⸗ 
ſtrecke einen ſtändigen Kommiſſiar zu beſtellen. 

Für Akte der ſtaatlichen Oberaufficht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheits⸗ 
rechte — ſoweit ſie den Gegenſtand dieſes Vertrags berühren —, insbeſondere für 
die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſenbahnanlagen, wird Preußen 
Gebühren nicht erheben und Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 
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Artikel 4. 

Die techniſche Aufſicht über den Betrieb und betriebsfähigen Zuſtand der 
in Preußen gelegenen Bahnſtrecke ſowie die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt 
durch die Großherzoglich Oldenburgiſchen Eiſenbahnbehoͤrden und Beamten, die 
auf Vorſchlag der Großherzoglich Oldenburgiſchen Betriebsverwaltung von der 
zuftändigen Königlich Preußiſchen Behörde in Pflicht zu nehmen find. Die 
Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer Bahnſtrecke 
den Königlich Preußiſchen Organen ob. Sie werden den Bahnpolizeibeamten auf 
deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel 5. 

Die Bedienſteten der in Preußen gelegenen Bahnſtrecken ſind rückſichtlich 
der Dienſtzucht lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten und den Aufſichtsorganen der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsregierung, im übrigen aber den Geſetzen 
und Behörden des Staates unterworfen, in dem ſie ihren Wohnſitz haben. 

Bei der Anſtellung von Unterbeamten innerhalb des preußiſchen Staats- 
gebiets foll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Militäranwärter, unter denen die preußiſchen Staatsangehörigen 
gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu 
ermitteln ſind. 

Artikel 6. 

Für die Einziehung oder Neueinrichtung von Stationen innerhalb Preußens 
ſowie für die Einſtellung des Betriebs auf dem jetzt innerhalb Preußens betrie— 
benen Bahnteil iſt die Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung 
erforderlich. 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe für neue Stationen ſowie für alle ſon⸗ 
ſtigen Neu-, Erweiterungs⸗ und Ergänzungsanlagen innerhalb Preußens ſteht 
lediglich der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung zu; jedoch bleibt die landes⸗ 
polizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Her⸗ 
ftellung von Wegübergängen, Über- und Unterführungen, Brücken, Durchläſſen, 
Vorflutanlagen, Einfriedigungen und Seitenwegen betreffen, nebſt der baupolizei⸗ 
lichen Prüfung der Stationsanlagen der Königlich Preußiſchen Regierung vor⸗ 
behalten. 

Artikel 7. 

Der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung wird auf preußiſchem Staats⸗ 

gebiete das Enteignungsrecht bewilligt. 


Artikel 8. 5 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in ihrem 
Gebiete gelegenen Bahnſtrecke weder eine Abgabe nach Maßgabe des preußiſchen 
Geſetzes vom 16. März 1867 noch andere Staatsſteuern erheben. 
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Artikel 9. 

Die Wilhelmshaven⸗Oldenburger Eiſenbahn wird auch weiterhin als Haupt⸗ 
bahn betrieben werden. 

Die Feſtſtellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der Fahr⸗ 
pläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — wie bisher durch 
die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung, ſoweit Wilhelmshaven in Frage 
kommt, unter tunlichſter Berückſichtigung der preußiſchen Wünſche. Für den 
Perſonenverkehr eingeführte direkte Zugverbindungen von und nach Wilhelms— 
haven werden nur nach vorgängigem Benehmen mit der Königlich Preußiſchen 
Regierung aufgehoben werden. 

Für die Fahrgeld⸗ und Frachttarife der Verkehrsbeziehungen Wilhelmshavens 
ſollen keine höheren Einheitsſätze als in dem übrigen Verwaltungsbereiche der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatseiſenbahnen zur Anwendung kommen. 
Überhaupt wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung die verkehrs- und 
volkswirtſchaftlichen Intereſſen des preußiſchen Gebiets in und um Wilhelmshaven 
in gleicher Weiſe berückſichtigen wie diejenigen der eigenen Gebietsteile; insbeſondere 
wird ſie auch Privatanſchlußbahnen für das preußiſche Staatsgebiet zulaſſen 
und auf die Eiſenbahnanſchlüſſe die bei den Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Staatseiſenbahnen jeweilig üblichen Bedingungen anwenden, geltende günſtigere 
Bedingungen ſollen hiervon nicht berührt werden. 


Artikel 10. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich zum Bau einer Bahn von 
Aurich nach Sande mit Anſchluß an die Wilhelmshaven-Oldenburger Eiſenbahn 
entſchließen, ſo wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung den Bau und 
Betrieb einer ſolchen Bahn innerhalb ihres Staatsgebiets ſowie den Anſchluß 
in Sande grundſätzlich — unter Vorbehalt eines noch zu vereinbarenden Staats⸗ 
vertrags — geſtatten. 

Artikel 11. 
Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird die Wilhelmshaven⸗ 
Oldenburger Eiſenbahn oder ihren Betrieb nur mit Zuſtimmung der Königlich 
Preußiſchen Regierung an Dritte überlaſſen. 


Artikel 12. 

Der Kaufpreis im Artikel 1 iſt unter Berückſichtigung der gegenwärtigen 
Verkehrsverhältniſſe vereinbart. Inſoweit der Verkehr der Strecke Wilhelmshaven 
Oldenburg innerhalb der nächſten 25 Jahre infolge einer von der preußiſchen 
Staatseiſenbahnverwaltung veranlaßten anderweiten Ordnung der Verkehrsleitung 
zwiſchen den preußiſchen und den oldenburgiſchen Bahnen erheblich abnehmen 
ſollte, wird preußiſcherſeits ein billiger Ausgleich gewährt werden, bei dem die 
dem Oldenburgiſchen Staate durch den Ankauf der Bahn erwachſenden Vorteile 
und Erſparniſſe zu berückſichtigen ſind. 
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Artikel 13. 

Die Artikel 5 bis 30 des Staatsvertrags vom 16. Februar 1864 treten, 
ſoweit nicht im einzelnen ein anderer Zeitpunkt vereinbart iſt, mit der Ratifikation 
dieſes Vertrags außer Kraft. 

Artikel 14. 


Die Hohen Regierungen gewähren einander Befreiung von den aus Anlaß 
dieſes Vertrags fälligen Landesſtempelſteuern und Gerichtsgebühren. 

Die Koſten der Reichsſtempelabgabe und der etwa zu entrichtenden Steuern 
übernimmt die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung. 


Artikel 15. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits ſobald als möglich zur landesherr⸗ 
lichen Genehmigung vorgelegt werden; die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden 
wird in Berlin erfolgen. Das Abkommen wird hinfällig, wenn die landes⸗ 
herrliche Genehmigung nicht bis zum 30. September 1914 erlangt worden iſt. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten den Vertrag unter— 
zeichnet und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Dezember 1913. 


(L. S.) Herrmann (L. S.) v. Eucken 
(L. S.) Goetſch (L. S.) Graepel 
(L. S.) Dr. Schneider (L. S.) Stein 


(L. S.) Holtze 
(L. S.) Krauſe 
(L. S.) Grunow 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat am 10. Juni 1914 ſtattgefunden. 
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und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


